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TOP 6: 

Gesetz zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes, zur 
Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches, zur Änderung der 
Verordnung über Heizkostenabrechnung, zur Änderung der 
Betriebskostenverordnung und zur Änderung der Kehr- und 
Überprüfungsordnung 

Drucksache: 415/23 und zu 415/23 

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Das Gesetz zielt darauf ab, den Umstieg auf erneuerbare Energien beim Heizen 

und bei der Warmwasserbereitung gesetzlich zu verankern und somit die De-

karbonisierung des Wärmebereichs einzuleiten und schrittweise umzusetzen. 

Die Einführung einer Pflicht zur Nutzung von mindestens 65 Prozent erneuer-

barer Energien (EE) bei neu einzubauenden Heizungen ab dem Jahr 2024 sei 

hierbei ein zentraler Schritt auf dem Weg zur Treibhausgasneutralität in 

Deutschland im Jahr 2045.  

Das Gesetz enthält diesbezüglich folgende Maßnahmen: 

– Die 65-Prozent-Regel gilt nicht sofort, sondern wird Schritt für Schritt ein-

geführt. Konkret gilt ab 1. Januar 2024:  

 Der Weiterbetrieb einer funktionierenden Heizung ist auch künftig zu-

lässig, selbst wenn sie ausschließlich mit fossilen Brennstoffen betrieben 

wird. Das gilt auch für defekte Heizungsanlagen, die repariert werden 

können. Die Frist für den Betrieb dieser rein fossilen Heizung endet erst 

im Jahr 2045.  

 Ohne Ausnahmen gelten die neuen Vorschriften für Neubauten in Neu-

baugebieten. Künftig müssen alle Gebäude, für die ab dem 

1. Januar 2024 ein Bauantrag gestellt wird, die vorgenannten Erfül-

lungsoptionen verbindlich einhalten. 

 Für Heizungen in Neubauten außerhalb von Neubaugebieten und in al-

len Bestandsgebäuden gelten die neuen Regeln erst, wenn die Fristen für 
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die Erstellung der kommunalen Wärmepläne ablaufen. Dafür sind im 

Gesetzentwurf für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der 

Wärmenetze (TOP 46 der Plenartagesordnung) für Kommunen ab 

100 000 Einwohnern der 30. Juni 2026 und für kleinere Kommunen der 

30. Juni 2028 vorgesehen. Wer nach Ablauf dieser Fristen seine Hei-

zung tauscht, muss die 65-Prozent-Regeln einhalten.  

 Alle, die vor dem 30. Juni 2026 beziehungsweise vor dem 30. Juni 2028 

eine neue Heizung einbauen, können bereits eine 65 Prozent EE-

kompatible Heizung einbauen und profitieren von hohen Fördersätzen. 

– Technologieoffene Regelung: Zur Pflichterfüllung der mindestens  

65-Prozent EE-Vorgabe können die Eigentümer entweder eine individuelle 

Lösung umsetzen und den EE-Anteil (mindestens 65 Prozent) rechnerisch 

nachweisen oder zwischen verschiedenen pauschalen Erfüllungsoptionen 

frei wählen: Anschluss an ein Wärmenetz, elektrische Wärmepumpe, 

Stromdirektheizung, Hybridheizung (Kombination aus Erneuerbaren-

Heizung und Gas- oder Ölkessel), Heizung auf der Basis von Solarthermie, 

sogenannte „H2-Ready“-Gasheizungen (Heizungen, die auf 100 Prozent 

Wasserstoff umrüstbar sind); weitere Optionen für Bestandsgebäude sind: 

Biomasseheizung, Gasheizung, die nachweislich erneuerbare Gase nutzt 

(mindestens zu 65 Prozent Biomethan, biogenes Flüssiggas oder Wasser-

stoff). 

– Begleitende Maßnahmen zur Effizienz im Betrieb: Hier sind weitere Vor-

gaben zur Betriebsprüfung von Wärmepumpen vorgesehen. Zudem sollen 

wirksame Maßnahmen zur Heizungsprüfung und Heizungsoptimierung und 

zum hydraulischen Abgleich in das Gebäudeenergiegesetz (GEG) über-

nommen sowie der Pumpentausch eingeführt werden. Die Regelungen gel-

ten für Mehrfamilienhäuser, um sicherzustellen, dass die Mieterinnen und 

Mieter vor einem ineffizienten Betrieb der Heizungsanlage geschützt wer-

den. 

– Regelungen zum Mieterschutz: Die Modernisierungsumlage wird durch ei-

ne weitere Modernisierungsumlage ergänzt, die bei einer Umstellung des 

Heizsystems genutzt werden kann. Diese Umlage ist auf 50 Cent pro Quad-

ratmeter Wohnfläche im Monat gedeckelt. Bei einer Hundert-

Quadratmeter-Wohnung beträgt sie also maximal 50 Euro im Monat. Die 

Vermieterinnen und Vermieter dürfen nur dann die neue Modernisierungs-

umlage nutzen, wenn sie die staatliche Förderung durch die BEG in An-
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spruch nehmen. Die Fördermittel dürfen dabei nicht auf die Miete umgelegt 

werden. 

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Bundesrat hat in seiner 1033. Sitzung am 12. Mai 2023 zu dem Gesetzent-

wurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung genommen (vgl. 

BR-Drucksache 170/23 (Beschluss)). 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz in seiner 120. Sitzung am 

8. September 2023 in der Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts 

seines federführenden Ausschusses für Klimaschutz und Energie (vgl. BT-

Drucksache 20/7619) mit umfangreichen Änderungen verabschiedet. 

Die Anregungen des Bundesrates wurden dabei nur geringfügig berücksichtigt. 

Die Bundesregierung lehnte die Forderungen des Bundesrates in ihrer Gegen-

äußerung größtenteils ab (vgl. BT-Drucksache 20/6875). 

Die vom Deutschen Bundestag verabschiedeten Änderungen betreffen vor al-

lem Regelungen zur Verzahnung mit der kommunalen Wärmeplanung sowie 

weitere Übergangsregelungen.  

In ab dem Jahr 2024 eingebauten Gasheizungen muss sichergestellt werden, 

dass ab dem Jahr 2029 mindestens 15 Prozent, ab dem Jahr 2035 mindestens 30 

Prozent und ab dem Jahr 2040 mindestens 60 Prozent der Wärme aus Biomasse 

beziehungsweise grünem oder blauem Wasserstoff einschließlich daraus herge-

stellter Derivate erzeugt wird. 

Aufgenommen wurde zudem eine Beratungspflicht vor dem Einbau neuer Hei-

zungen, die mit festen, flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen betrieben wer-

den. Das Gesetz enthält ferner Regelungen für eine Modernisierungsumlage, 

nach denen zehn Prozent der Modernisierungskosten auf die Mieter umgelegt 

werden können, wobei maximal 50 Cent pro Quadratmeter umlagefähig sind. 

Außerdem sind Regelungen zur Nutzung von Biomasse im Neubau, von Solar-

thermie-Hybridheizungen, zu Holz-und Pelletheizungen sowie zu Quartieren 

(verbundene Gebäude) aufgenommen worden. Die Pflicht zur Solarthermie und 

für Pufferspeicher sowie die Altersgrenzenregelung sind hingegen aus dem Ge-

setz wieder gestrichen worden. 
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III. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Ausschuss für Städtebau, Wohnungswesen und Raum-

ordnung, der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

und der Wirtschaftsausschuss empfehlen dem Bundesrat, zu dem Gesetz die 

Einberufung des Vermittlungsausschusses nicht zu verlangen. 

Der federführende Ausschuss für Städtebau, Wohnungswesen und Raum-

ordnung und der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-

heit empfehlen dem Bundesrat darüber hinaus die Annahme einer Entschlie-

ßung, mit der die Bundesregierung aufgefordert werden soll, im Zuge der 

nächsten Novellierung des GEG, spätestens jedoch bis zum 31. Dezember 2025, 

die Regelung in § 91 Absatz 2 GEG erneut zu ändern. Dabei sollen die Ände-

rungen in § 91 GEG vorsehen, dass auch Maßnahmen, die nicht über die gesetz-

lichen Anforderungen hinausgehen, zugelassen werden können. 

 

Weitere Einzelheiten sind der BR-Drucksache 415/1/23 zu entnehmen. 
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